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dem die Zuwendung für das Ganztagsangebot an 

geltende Antragstermin, die einzelnen Antragsbe-
dingungen und die einzureichenden Antragsunter-

-
gen Ausschreibungsverfahrens bekannt gegeben.

3.8.2 Die Bewilligung der Zuwendungen für das gebun-
dene Ganztagsangebot wird durch das Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus erteilt. Sie er-
setzt nicht die erforderliche Genehmigung gemäß 
Art. 92 bzw. Art. 99 BayEUG. Ein Rechtsanspruch 
auf Bewilligung einer staatlichen Zuwendung be-
steht nicht. Die Entscheidung über die Zuwendung 
wird bei Einhaltung der Zuwendungsvorausset-
zungen im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel nach Ermessen des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus getroffen. Die Bereitstellung 
der zusätzlichen Lehrerwochenstunden und Mittel 
für die gebundenen Ganztagsklassen erfolgt durch 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
bzw. die zuständige Regierung.

3.8.3 Die Bewilligung kann bei Fehlen oder nachträg-
lichem Wegfall der in Nr. 3.1 genannten Zuwen-
dungsvoraussetzungen ganz oder teilweise wider-

und Beauftragten der Schulaufsicht sind in Aus-
übung ihrer allgemeinen schulaufsichtlichen Be-
fugnisse insbesondere berechtigt, selbst oder durch 
Vertreter die Durchführung der gebundenen Ganz-
tagsangebote vor Ort zu überprüfen.

4. Schlussbestimmungen

4.1 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 

tritt die Bekanntmachung des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus zu gebundenen Ganz-
tagsangeboten an Schulen vom 1. August 2011 
(KWMBl S. 240) außer Kraft.

4.2 Anlage

Der in Nr. 2.4.2 genannte Musterkooperations-
vertrag ist nicht im Amtsblatt veröffentlicht. Er 
ist auf der Homepage des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus unter dem Pfad http://www.
km.bayern.de/ministerium/schule-und-ausbildung/
ganztagsschule.html verfügbar.

Dr. Peter Mü l l e r  
Ministerialdirektor

2230.1.1.1.2.4-UK

Offene Ganztagsangebote an Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  

für Unterricht und Kultus

vom 8. Juli 2013 Az.: III.5-5 O 4207-6a.70 201

Für eine ganztägige schulische Bildung, Förderung und 
Betreuung der Schülerinnen und Schüler können gemäß 
Art. 6 Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) offene Ganz-

-
greifender Form eingerichtet werden. Die Einrichtung 
und die Ausstattung zur Deckung des zusätzlichen Perso-

-
aufwandträgers durch den Freistaat Bayern im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel und nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bestimmungen.

Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach dem 
 Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) bzw. der Einglie-
derungshilfe für behinderte Menschen nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) bleiben unberührt. Die 
Planungen zur Einrichtung offener Ganztagsangebote 
an öffentlichen Schulen erfolgen im Benehmen mit den 
 Trägern der öffentlichen Jugendhilfe.

An staatlichen Schulen ist der Freistaat Bayern Träger der 
offenen Ganztagsangebote.

An kommunalen Schulen und Schulen in freier Träger-
schaft gewährt der Freistaat Bayern zur Deckung des 
zusätzlichen Personalaufwandes für offene Ganztagsan-
gebote im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel Zu-
wendungen nach Maßgabe dieser Bekanntmachung und 
der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere der Art. 23 und Art. 44 der Bayerischen 
Haushaltsordnung (BayHO) und den dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften, im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. Träger dieser offenen Ganztagsange-

Schulträger.

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus erlässt 
hierzu im Einzelnen folgende Bestimmungen:

1. Begriffsbestimmung und Geltungsbereich

1.1 Ein offenes Ganztagsangebot im Sinne dieser Be-
kanntmachung setzt voraus, dass an mindestens 
vier Wochentagen ein ganztägiges Angebot für 
die Schülerinnen und Schüler bereit gestellt wird, 
das wöchentlich mindestens zwölf Stunden um-
fasst, dass an allen Tagen des Ganztagsschulbe-
triebes für die teilnehmenden Schülerinnen und 
Schülern ein Mittagessen bereit gestellt wird und 
dass die Bildungs- und Betreuungsangebote un-
ter der Aufsicht und Verantwortung der Schullei-
tung  organisiert und durchgeführt werden (Art. 57 
Abs. 2 BayEUG) und in einem konzeptionellen Zu-
sammenhang mit dem Unterricht stehen.

1.2 Das offene Ganztagsangebot stellt ein freiwilliges 
schulisches Angebot dar, an dem Schülerinnen und 
Schüler nach Anmeldung durch ihre Erziehungs-
berechtigten im Anschluss an den Vormittagsun-
terricht teilnehmen können. Die Förderung und 

-
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1.3 Das offene Ganztagsangebot wird an staatlichen 
Schulen als schulische Veranstaltung genehmigt 
und organisiert.

1.4 Kinderhorte und sonstige Kindertageseinrichtun-
gen im Sinne des Bayerischen Kinderbildungs- 
und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) sind keine 
offenen Ganztagsangebote im Sinne dieser Be-
kanntmachung.

1.5 Ein offenes Ganztagsangebot kann auch an Heim-
schulen oder Schülerheimen in privater oder kom-
munaler Trägerschaft gemäß Art. 106 BayEUG 
eingerichtet werden, wenn diese auch für externe 
Schülerinnen und Schüler offenstehen.

1.6 Ein offenes Ganztagsangebot im Sinne dieser 
 Bekanntmachung kann an

– Mittelschulen,

– Sonderpädagogischen Förderzentren  
(Mittelschulstufe),

– Förderzentren, Förderschwerpunkt Lernen 
(Mittelschulstufe),

– Realschulen,

– Wirtschaftsschulen und

– Gymnasien

eingerichtet werden.

Ein offenes Ganztagsangebot im Sinne dieser 
 Bekanntmachung kann auch an

– sonstigen Förderzentren (Mittelschulstufe) mit 
Ausnahme des Förderschwerpunkts geistige 
Entwicklung sowie

– sonstigen allgemein bildenden Schulen (ab 
Jahrgangsstufe 5) und Wirtschaftsschulen zur 
 sonderpädagogischen Förderung

ergänzend zu Maßnahmen in Einrichtungen der 
Jugendhilfe nach dem SGB VIII oder des überört-
lichen Sozialhilfeträgers nach dem SGB XII einge-
richtet werden. Angebote der Heilpädagogischen 
Tagesstätten sollen nicht durch offene Ganztagsan-
gebote ersetzt werden1).

1.7 Das offene Ganztagsangebot stellt grundsätzlich 
und vorrangig ein Angebot für Schülerinnen und 
Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 10 dar. Für die 
Betreuung von Schülerinnen und Schülern der 
Jahrgangsstufen 1 bis 4 stehen neben den Kinder-
tageseinrichtungen grundsätzlich die Angebote 
der Mittagsbetreuung und verlängerten Mittags-
betreuung zur Verfügung. In begründeten Aus-
nahmefällen können Schülerinnen und Schüler 
der Jahrgangsstufen 1 bis 4 in offene Ganztagsan-
gebote an Mittelschulen, Sonderpädagogischen 
Förderzentren (Mittelschulstufe) und Förderzent-
ren (Mittelschulstufe) aufgenommen werden, wenn 
für diese kein anderes erreichbares Angebot der 
Tagesbetreuung (verlängerte Mittagsbetreuung, 
Kinderhorte und sonstige Kindertageseinrichtun-

gen im Sinne des BayKiBiG) vorhanden ist oder 
eingerichtet werden kann und die pädagogische 
Konzeption eine bedarfsgerechte Förderung dieser 
Schülerinnen und Schüler gewährleistet. Die Auf-
nahme bedarf der Genehmigung durch das Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus. Ein Antrag 
auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ist 
nach dem in der ANLAGE 1 beiliegenden Muster 
vom Schulaufwandsträger zu stellen und mit einer 
Stellungnahme der Schulleitung über die zustän-
dige Regierung einzureichen.

1.8 Offene Ganztagsangebote können im Einverneh-
men der beteiligten Schulleiter und Schul auf-
wands träger auch Schülerinnen und Schüler ver-
schiedener Schulen und Schularten im Sinne von 
Nr. 1.6 und 1.7 aufnehmen. Die Schulleitung des 
aufnehmenden offenen Ganztagsangebotes über-
nimmt damit in der Zeit der Teilnahme der Schüle-
rinnen und Schüler an dem offenen Ganztagsange-
bot die Verantwortung und Aufsicht (Art. 57 Abs. 2 
BayEUG) für alle bei ihr angemeldeten Schülerin-
nen und Schüler. Ihre Stellung als Schülerin und 
Schüler der abgebenden Schule bleibt hiervon 

2. Offene Ganztagsangebote an staatlichen Schulen

2.1 Genehmigungsvoraussetzungen

2.1.1 Offene Ganztagsangebote werden auf Antrag des 

 genehmigt. Ein Rechtsanspruch auf Genehmi-
gung besteht nicht. Die Genehmigung erfolgt im 
 Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2.1.2 Voraussetzung der Genehmigung ist, dass ein 
 offenes Ganztagsangebot im Sinne der Nr. 1 vor-
liegt und folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

2.1.2.1 Das offene Ganztagsangebot bietet Bildungs- und 
Betreuungsangebote grundsätzlich im Anschluss 
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier 
Wochentagen mit wöchentlich mindestens zwölf 
Stunden an. Grundsätzlich ist eine Betreuung bis 
mindestens 16.00 Uhr zu gewährleisten.

2.1.2.2 Das offene Ganztagsangebot bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-

verlässlichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss. 
Nach Möglichkeit soll das Angebot durch zusätz-
liche Lernhilfen und Förderangebote ergänzt wer-
den.

-
wortung und unter der Aufsicht der Schulleitung 
statt.

2.1.2.4 Dem offenen Ganztagsangebot liegt ein von der 
Schulleitung und dem Kooperationspartner gemäß 
Nr. 2.2.2 im Benehmen mit Elternbeirat und Schul-
forum erarbeitetes pädagogisches Konzept für die 
Bildungs- und Betreuungsangebote zugrunde. Da-
bei ist eine möglichst enge Abstimmung zwischen 
Vormittags- und Nachmittagsangebot anzustreben. 
Der Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß Art. 1 
BayEUG ist dabei auch im Rahmen des offenen 
Ganztagsangebotes zu verwirklichen.

1) Die bewährten Modelle eines offenen Ganztagsangebots mit Beteili-
gung der Jugendhilfe an Förderzentren mit dem Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung können auch künftig fortgeführt 
werden. Sie sehen einen Beitrag der Jugendhilfe zur Finanzierung des 

Schulen in freier Trägerschaft vor. Auch die Einrichtung neuer Standorte 
mit einer solchen Beteiligung der Jugendhilfe ist weiterhin möglich.
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2.1.2.5 Die Basisstandards, die im Qualitätsrahmen 
für offene Ganztagsschulen beschrieben sind 
 (Bekanntmachung zur Qualitätssicherung und 
Qualitätsentwicklung an offenen und gebunde-
nen Ganztagsschulen vom 9. August 2012 (KWMBl 
S. 253)), sind einzuhalten.

2.1.2.6 Das offene Ganztagsangebot erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 2.5.1.

Übernahme des durch die Einrichtung und den Be-
trieb des offenen Ganztagsangebotes anfallenden 

-
rung des Personalaufwandes gemäß Nr. 2.3.4.

2.2 Personal

2.2.1 Das in offenen Ganztagsangeboten eingesetzte 
Personal muss die Gewähr für einen angemesse-
nen Umgang mit den Schülerinnen und Schülern 

Betreuungsangebot erforderliche Fachkompetenz 
verfügen. Die Schulleitung legt unter Beachtung 
der Nr. 2.6.3 bis 2.6.5 die Anforderungen an die 
erforderliche Fachkompetenz fest. Das eingesetzte 
Personal muss darüber hinaus die Gewähr dafür 

Grundordnung einzutreten und im Rahmen ihrer 
Tätigkeit in den offenen Ganztagsangeboten die 
politische, weltanschauliche und religiöse Neutra-
lität zu wahren. Personen, bei denen ein früheres 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis durch den Freistaat 
Bayern, ein anderes Land der Bundesrepublik, den 
Bund oder eine andere Körperschaft des öffentli-
chen Rechts wegen der Verletzung von dienst- oder 

-
men für eine Tätigkeit in den offenen Ganztagsan-
geboten nicht in Betracht. Der Schulleitung ist vor 
Aufnahme der Tätigkeit insbesondere ein erweiter-
tes Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszent-
ralregistergesetzes (BZRG) vorzulegen.

2.2.2 Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem 
Schulaufwandsträger die Durchführung der Bil-
dungs- und Betreuungsangebote in den offenen 
Ganztagsangeboten ganz oder teilweise einem frei-
en gemeinnützigen Träger oder einer Kommune als 
Kooperationspartner übertragen. Hierzu wird auf 
Vorschlag der Schulleitung ein Kooperationsver-
trag zwischen dem freien Träger bzw. der Kommu-
ne und dem Freistaat Bayern, vertreten durch die 

-
für ist der in ANLAGE 2 beigefügte Mustervertrag 

soll in der Regel ein Kooperationsvertrag abge-
schlossen werden.

2.2.3 Der freie gemeinnützige Träger oder die Kommune 
führt die Betreuungs- und  Bildungsangebote mit 

gischen Konzept und dem im Kooperationsver-
trag vereinbarten Leistungsumfang durch. Die 
Bildungs- und Betreuungsangebote des Koope-
rationspartners müssen von einer Lehrkraft oder 
sonstigen pädagogischen Fachkraft (z. B. Erzieher, 
Sozialpädagoge) als zentralem Ansprechpartner 
der Schulleitung geleitet werden. Die Schullei-
tung ist dem Kooperationspartner gegenüber nach 

 Maßgabe des Kooperationsvertrages weisungsbe-
rechtigt.

2.2.4 Kommunale Kooperationspartner können Gemein-
den, Gemeindeverbände, Verwaltungsgemein-
schaften, kommunale Zweckverbände (Schulver-
bände) und Landkreise sein, soweit deren Tätigkeit 
im Rahmen des offenen Ganztagsangebotes nicht 
auf Gewinnerzielung gerichtet ist. Freie gemein-

des öffentlichen Rechts und solche des priva-
ten Rechts (z. B. eingetragener Verein, Stiftung, 
 gemeinnützige GmbH) oder sonstige rechtsfähige 
Organisationen z. B. aus den Bereichen Jugendar-
beit, Sport, Kultur und Ehrenamt, deren Tätigkeit 
nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ist. Anhalts-
punkte für mögliche Kooperationspartner kön-
nen insoweit die zwischen dem Freistaat Bayern 

 Rahmenvereinbarungen und Absichtserklärungen 
geben.

2.2.5 Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem 
Schulaufwandsträger und in Abstimmung mit dem 
Kooperationspartner auch Einzelpersonen für Bil-
dungs- und Betreuungsangebote in den  offenen 
Ganztagsangeboten einsetzen. Hierzu wird auf 
Vorschlag der Schulleitung ein befristetes Beschäf-
tigungs-, Honorar- oder Dienstverhältnis zwischen 
der Einzelperson und dem Freistaat Bayern, ver-

begründet. Hierfür sind ausschließlich die von 
der Regierung zur Verfügung gestellten Muster-
verträge und Formulare zu verwenden. Jedes Ver-
tragsverhältnis setzt vor Aufnahme der Tätigkeit 
zwingend eine Befristungsvereinbarung voraus 
oder muss eine solche enthalten.

2.3 Budget

2.3.1 Mit Genehmigung des offenen Ganztagsangebo-
-

gabe der Nr. 2.5 gebildete Gruppe ein Budget für 
den Personalaufwand zur Verfügung. Das Budget 

Ganztagsangebote an

Mittelschulen 26.500 €

Förderschulen2) 30.000 €

Realschulen, Wirtschaftsschulen, 
Gymnasien

23.000 €

2.3.2 Das Budget wird ausschließlich für den Personal-
aufwand für die genehmigten Bildungs- und Be-
treuungsangebote im Rahmen der offenen Ganz-
tagsangebote gemäß Nr. 2.1.2 gewährt. Es steht für 
den Abschluss von Kooperations- und Einzelverträ-
gen gemäß Nr. 2.2 zur Verfügung. Die Bewirtschaf-
tung der Mittel obliegt der zuständigen Regierung. 
Der notwendige zusätzliche Sachaufwand für die 
offenen Ganztagsangebote wird vom Schulauf-
wandsträger der Schule getragen.

2.3.3 Nach Verfügbarkeit und pädagogischem Konzept 
kann die Schulleitung auch Lehrerwochenstun-
den – insbesondere für die Hausaufgabenbetreu-

2) gemäß Nr. 1.6
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ung – in die Bildungs- und Betreuungsangebote 
der  offenen Ganztagsangebote einbringen. Die 
Zahl der eingebrachten Lehrerwochenstunden 
ist bei der Antragstellung anzugeben. Das Bud-

dieser Lehrerwochenstunden (bei Mittelschulen 
3) um 2.000 € und 

bei  Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gymna-

entspricht ein Einsatz für Betreuungsangebote in 
den offenen Ganztagsangeboten im Umfang von 

der Lehrkraft.

2.3.4 Voraussetzung für die Bereitstellung des Budgets 
-

zuständige Regierung überwacht die Zahlung der 
Pauschale. Die Zahlung der Pauschale kann nicht 
durch anrechenbare Sach- oder Personalleistungen 
des Schulaufwandsträgers ersetzt oder abgegolten 
werden.

2.3.5 Unberührt bleibt die Möglichkeit, dass der Schul-
aufwandsträger im Rahmen seiner Zuständigkeit 
für die Förderung gemäß § 24 Abs. 2 SGB VIII 
oder der Kooperationspartner über das staatliche 
Angebot hinausgehende Förderangebote vorse-

grundsätzlich nicht in staatlicher Trägerschaft und 
damit außerhalb der schulischen und staatlichen 
Verantwortung statt. Schulleitung und Schulauf-
wandsträger bzw. Kooperationspartner sollen ihre 

Vereinbart und vergütet der Schulaufwandsträger 
mit einem freien gemeinnützigen Träger im Sinne 
von Nr. 2.2.4 als Kooperationspartner ergänzen-
de, über das staatliche Angebot hinausgehende 
Betreuungsangebote, um z. B. Betreuungszeiten 
nach 16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag oder 
sonstige besondere Angebote anzubieten, können 
diese als schulische Veranstaltung durch- oder fort-
geführt werden, wenn Schulleitung und zuständi-
ge Regierung dem ergänzenden Vertrag zwischen 
Schulaufwandsträger und Kooperationspartner 
zustimmen, die Anforderungen an das für diese 
Angebote eingesetzte Personal den Anforderungen 
gemäß Nr. 2.2.1 entsprechen und der Schulleitung 
für diese Angebote ein Weisungsrecht gegenüber 
dem Kooperationspartner eingeräumt wird.

2.3.6 Ist der Schulaufwandsträger selbst Kooperations-

-
rung der Personalkosten für die Betreuung in Höhe 

Bereitstellung des Budgets gemäß Nr. 2.3.1 berück-
sichtigt wird. Der Kooperationsvertrag zwischen 
dem Freistaat Bayern und dem kommunalen Ko-
operationspartner kann zusätzliche Förderangebo-
te für Betreuungszeiten nach 16.00 Uhr, an  einem 
weiteren Wochentag oder sonstige besondere An-

gebote vorsehen. Die Kosten für diese zusätzlichen 
Angebote trägt der kommunale Kooperationspart-

als schulische Veranstaltung statt.

2.4 Anmeldung und Teilnahme

2.4.1 Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren 
Erziehungsberechtigten für das offene Ganz-

bei der Schulleitung angemeldet. Die Anmeldung 

Kooperationspartner im Sinne von Nr. 2.2.2 kann 
mit der Durchführung des Verfahrens beauftragt 
werden.

2.4.2 Anmeldung und Teilnahme an dem offenen Ganz-
tagsangebot müssen mindestens für zwei Nach-
mittage und damit zugleich im Umfang von sechs 
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfüllung dieser 

-

Einvernehmen mit Elternbeirat und Schulforum 
über diese Mindestzeit hinausgehende verbindli-
che Betreuungszeiten festlegen.

2.4.3 Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3 

beigefügten Muster erfolgen.

2.4.4 Für die Schülerinnen und Schüler besteht im Um-
fang der Anmeldung Anwesenheits- und Teilnah-

der Schulordnungen für schulische Veranstal-
tungen sowie für Erkrankungen, Befreiungen, 
Beurlaubungen und Abmeldungen während des 

und Betreuungsangebote gemäß Nr. 2.2.2 einem 
Kooperationspartner übertragen, informieren sich 
Schulleitung und Kooperationspartner gegenseitig 
möglichst unverzüglich über Erkrankungen, Be-
freiungen, Beurlaubungen und Abmeldungen von 
Schülerinnen und Schülern.

2.5 Schülerinnen und Schüler und Gruppen

offenen Ganztagsangebot zur Verfügung gestellt. 
Die Zahl der Gruppen bestimmt sich nach der 
Zahl der angemeldeten Schülerinnen und Schü-
ler. Die Mindestanzahl für die Bildung eines offe-
nen Ganztagsangebotes beträgt an Mittelschulen, 
 Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien 
14 Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung der 

erfolgt für diese Schularten anhand folgender 
 Tabelle:

Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

14 25 1

26 45 2

46 65 3

66 85 4

86 105 5

106 125 63) gemäß Nr. 1.6
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Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

126 145 7

146 165 8

166 185 9

186 205 10

Die Mindestanzahl für die Bildung eines offenen 
Ganztagsangebotes beträgt an Förderschulen4) acht 
Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung der 

erfolgt für diese Schulart anhand folgender Tabelle:

Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

8 15 1

16 31 2

32 47 3

48 63 4

64 79 5

80 95 6

96 111 7

112 127 8

128 143 9

144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl 
der Gruppen ist unzulässig. Bei der Bestimmung 

Förderschwerpunkts abgestellt werden, wenn diese 
unter 15 Schülerinnen und Schülern liegt. Maß-

-
schwerpunkt geltenden allgemeinen Bestimmun-
gen zur Klassenbildung.

2.5.2 Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient der 
Bemessung der staatlichen Mittelzuweisung. Für 

-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon 
abweichende Größe und Aufteilung der Gruppen 
festgelegt werden.

2.5.3 Eine Schülerin bzw. ein Schüler wird bei der Be-
stimmung der Gruppenzahl berücksichtigt, wenn 
sie bzw. er mindestens zwölf Wochenstunden an 

-
unterricht am Nachmittag kann darin einberech-
net werden. Auch Schülerinnen und Schüler, die 
mehr als zwölf Wochenstunden teilnehmen, wer-
den nur im Umfang von zwölf Wochenstunden 
berücksichtigt und erhöhen darüber hinaus durch 
ihre zusätzlich gebuchten Wochenstunden nicht 
die für die Gruppenbildung maßgebliche Schüler-
zahl.

2.5.4 Die Zeiten mehrerer Schülerinnen und Schüler, 

dem offenen Ganztagsangebot teilnehmen, können 

Nachmittag kann darin einberechnet werden. Die 
Summe dieser Betreuungszeiten wird durch zwölf 
dividiert. Der sich daraus ergebende Wert wird als 
zusätzliche Schülerzahl neben den nach Nr. 2.5.3 
zu berücksichtigenden Schülerinnen und Schülern 
bei der Feststellung der Gruppenzahl einbezogen. 
Zahlen mit Dezimalstellen sind auf die nächsthö-
here ganze Zahl aufzurunden. Die Mindestbetreu-

-
tet, Schülerinnen und Schüler, die sich während 

Höchstzahl der genehmigten Gruppen in das offe-
ne Ganztagsangebot aufzunehmen.

2.6.1 Für die Teilnahme an einem offenen Ganztagsan-

Schulordnungen zur Aufsicht bei schulischen 
Veranstaltungen. Die Gesamtverantwortung für 

-
menden Schülerinnen und Schüler trägt die Schul-
leitung.

-
kräfte oder pädagogische Fachkräfte ist zuläs-

Nr. 2.6.1 bleibt dabei unberührt. Sie ist insbeson-
dere für Auswahl, Instruktion und Kontrolle der 
Aufsichtspersonen verantwortlich und hat durch 
entsprechende organisatorische Vorkehrungen 
und Anordnungen eine durchgehende Aufsicht 
durch geeignete Kräfte zu gewährleisten. Auch 
beim Einsatz externer Kräfte sind die allgemeinen 
 Sicherheitsbestimmungen und die sonstigen, für 
Unterricht und Schulbetrieb geltenden Rechtsvor-
schriften zu beachten.

2.6.3 Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im na-
turwissenschaftlichen und technischen Bereich 

-
gigen Sicherheitsbestimmungen und Bekanntma-
chungen des Bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus entsprechend berücksich-
tigt werden. In Betracht kommen u. a. die Richt-
linien für die Familien- und Sexualerziehung in 
den bayerischen Schulen, die Richtlinien für die 
AIDS-Prävention an den bayerischen Schulen, 
die Richtlinien zur Suchtprävention an den baye-
rischen Schulen, die Richtlinien für die Umweltbil-
dung an den bayerischen Schulen und das Landes-

der gültigen Fassung.

2.6.4 Experimente in den naturwissenschaftlichen Berei-
chen und in Technik, Arbeitslehre, Hauswirtschaft 
und Kunst dürfen nur durchgeführt werden, wenn 
das eingesetzte Personal über die hierfür notwen-
dige Fachkompetenz verfügt und sich nachweisbar 
mit den Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht – 
Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Haus-

vertraut gemacht hat.

2.6.5 Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im Be-
reich Sport ist zu beachten, dass eingesetzte 4) gemäß Nr. 1.6
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 Personen, die nicht die Lehrbefähigung für das 
Fach Sport besitzen, nur eingesetzt werden dür-

sie zumindest fachlich in der Lage sind, Sport zu 
vermitteln. Hierzu gehören die Diplomausbildung 
Sportwissenschaft, die Ausbildung zur Diplom-
Sportlehrerin/zum Diplom-Sportlehrer, die Aus-
bildung zur Staatlich geprüften Sportlehrerin im 
freien Beruf/zum Staatlich geprüften Sportlehrer 
im freien Beruf sowie die Ausbildung zur Staatlich 
geprüften Gymnastiklehrerin/zum Staatlich ge-

-

enthaltenen Sportarten vermitteln. Inhaber von 
Fachübungsleiterlizenzen eines Sportfachverban-

-
art eingesetzt werden. Die Bekanntmachung zur 
Sicherheit im Sportunterricht vom 8. April 2003 
(KWMBl I S. 202), die Bekanntmachung zur Durch-
führung von Schwimmunterricht an Schulen vom  
1. April 1996 (KWMBl I S. 192), die Bekanntma-
chung zum Sportunterricht bei erhöhter Ozonkon-
zentration vom 1. August 1991 (KWMBl I S. 219), 
die Bekanntmachung über Durchführungshin-
weise zu Schülerfahrten vom 9. Juli 2010 (KWMBl 
S. 204) und die Bekanntmachung über Sicherheit 
in der Schule und gesetzliche Schülerunfallversi-
cherung vom 11. Dezember 2002 (KWMBl I 2003 
S. 4), ber. am 6. Februar 2003 (KWMBl I S. 81), in 

zu beachten.

2.7 Kostenfreiheit

2.7.1 Die Angebote des offenen Ganztagsangebotes 
im Zeitraum von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr an vier 
 Wochentagen sind – mit Ausnahme der Kosten für 

Schüler grundsätzlich kostenfrei. Können im Rah-
men des gemäß Nr. 2.3.1 zur Verfügung gestellten 
Budgets über diesen Zeitraum hinausgehende Bil-
dungs- und Betreuungsangebote gemacht werden, 
sind auch diese kostenfrei.

-
stimmung der Schulleitung für nicht mehr durch 
das gemäß Nr. 2.3.1 zur Verfügung gestellte Budget 
gedeckte, zusätzliche Betreuungsangebote nach 
16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag oder – mit 
Zustimmung von Elternbeirat und Schulforum – für 
sonstige besondere Angebote mit den Erziehungs-
berechtigten Entgelte vereinbaren. Die Entgelte 
sollen nach Art und Umfang der Inanspruchnahme 
dieses zusätzlichen Angebotes bemessen sein und 
soziale Gesichtspunkte angemessen berücksichti-

dann als schulische Veranstaltung statt.

-
ken von Schulaufwandsträger, Schulleitung und 
Kooperationspartner organisiert. Schulleitung und 
Schulaufwandsträger können hierzu in eigener 

-
gen örtlichen Verhältnisse zugeschnittene päda-

gogische Lösungen entwickeln. Die Betreuung der 
Schülerinnen und Schüler während der Mittagszeit 
ist schulische Aufgabe. Für das Mittagessen kann 
ein Teilnehmerbeitrag von den Erziehungsberech-
tigten erhoben werden. Die Schulen wirken im er-
forderlichen Umfang mit. Im Einvernehmen kann 
die Aufgabe auf Dritte, z. B. Kooperationspartner, 
Fördervereine, Caterer übertragen werden.

Für Schülerinnen und Schüler, die das 25. Lebens-

oder berufsbildende Schule besuchen und keine 
Ausbildungsvergütung erhalten, können die Mehr-
aufwendungen für die Teilnahme an der gemein-

Ganztagsschule auf Antrag bei den Leistungen 
für Bildung und Teilhabe berücksichtigt werden. 
Die Zuständigkeit für diese Leistung liegt bei den 
 Jobcentern bzw. bei den Landkreisen und kreis-
freien Städten.

2.9 Räumlichkeiten

Für das offene Ganztagsangebot müssen geeignete 
Räume in ausreichender Zahl und Größe zur Verfü-

der Schule oder in Einrichtungen statt, die sich in 

2.10 Antragsverfahren

2.10.1 Der Antrag auf Einrichtung eines offenen Ganz-
tagsangebotes ist von der Schulleitung vorzube-
reiten. Der Antrag ist vom Schulaufwandsträger 

10. Juni für das darauffolgende 

Schulämter bzw. bei Realschulen  und Gymnasien 
über die Dienststellen der Ministerialbeauftrag-
ten, bei Wirtschaftsschulen und Förderschulen5) 
direkt – bei der zuständigen Regierung zu stellen. 
Für den Antrag ist das Formblatt der ANLAGE 4 

zu verwenden. Dem Antrag ist der in ANLAGE 5 
beigefügte Meldebogen der Schule beizulegen.

2.10.2 Die Genehmigung des offenen Ganztagsangebotes 
und die Bereitstellung der Mittel erfolgt durch die 

kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn 
die für die genehmigte Gruppenzahl erforderli-
che Mindestzahl von Schülerinnen und Schülern 

wird. Die Genehmigung kann auch bei Wegfall von 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß Nr. 2.1.2 
widerrufen werden.

-
ten der Schulaufsicht sind in Ausübung ihrer all-
gemeinen schulaufsichtlichen Befugnisse insbe-
sondere berechtigt, selbst oder durch Vertreter die 
Durchführung der Förderung und Betreuung vor 
Ort, die Teilnahme der gemeldeten Schülerinnen 
und Schüler sowie die Angaben im Antrag insbe-
sondere auch durch Kontrollen an den Schulen zu 
überprüfen.

2.10.4 Die Genehmigung durch die zuständige Regie-
rung berechtigt zur Einrichtung des offenen 

5) gemäß Nr. 1.6
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Ganztagsangebotes als schulisches Angebot für 

staatlichen Mittel im Sinne von Nr. 2.3 ist damit 
im genehmigten Umfang gewährleistet.

3. Offene Ganztagsangebote an kommunalen Schu-

len und Schulen in freier Trägerschaft

3.1 Zuwendungsvoraussetzungen

3.1.1 Offene Ganztagsangebote an kommunalen Schu-
len und Schulen in privater Trägerschaft werden 

gefördert. Die Zuwendungen werden nach Maß-
gabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere 
der Art. 23 und Art. 44 BayHO und den dazu er-
lassenen Verwaltungsvorschriften, im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel gewährt.

3.1.2 Voraussetzung der Zuwendung ist, dass ein offenes 
Ganztagsangebot im Sinne der Nr. 1 vorliegt und 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

3.1.2.1 Das offene Ganztagsangebot bietet Bildungs- und 
Betreuungsangebote grundsätzlich im Anschluss 
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier 
Wochentagen mit wöchentlich mindestens zwölf 
Stunden an. Grundsätzlich ist eine Betreuung bis 
mindestens 16.00 Uhr zu gewährleisten.

3.1.2.2 Das offene Ganztagsangebot bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-

verlässlichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss. 
Nach Möglichkeit soll das Angebot durch zusätz-
liche Lernhilfen und Förderangebote ergänzt wer-
den.

-
wortung und unter der Aufsicht der Schulleitung 
oder in Zusammenarbeit mit einem freien ge-
meinnützigen Träger als Kooperationspartner der 
 Schule statt.

3.1.2.4 Dem offenen Ganztagsangebot liegt ein von der 
Schulleitung bzw. dem Kooperationspartner gemäß 
Nr. 3.1.2.3 im Benehmen mit dem Elternbeirat erar-
beitetes pädagogisches Konzept für die Bildungs- 
und Betreuungsangebote zugrunde. Dabei ist eine 
möglichst enge Abstimmung zwischen Vormit-
tags- und Nachmittagsangebot anzustreben. Der 
Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß Art. 1 
BayEUG ist dabei auch im Rahmen der offenen 
Ganztagsangebote zu verwirklichen.

3.1.2.5 Die Basisstandards, die im Qualitätsrahmen für 
offene Ganztagsschulen beschrieben sind (Be-
kanntmachung zur Qualitätssicherung und Qua-
litätsentwicklung an offenen und gebundenen 
Ganztagsschulen vom 9. August 2012 (KWMBl 
S. 253)), sind einzuhalten.

3.1.2.6 Das offene Ganztagsangebot erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 3.5.1.

3.1.3 Im Übrigen liegen die Organisation des offenen 
Ganztagsangebotes und die inhaltliche Ausgestal-
tung der Bildungs- und Betreuungsangebote sowie 
der Abschluss von Kooperationsverträgen oder von 
Beschäftigungsverhältnissen mit Einzelkräften 

in der Verantwortung der Schulleitung und des 
Schulträgers.

3.1.4 An kommunalen Schulen und Schulen in freier 
Trägerschaft können auch Ganztagsangebote in 
gebundener, rhythmisierter Form nach den Bestim-
mungen dieses Abschnitts gefördert werden. Die 

gebundener Ganztagsklasse gewährt. Die gebun-
dene Ganztagsklasse muss die Mindestteilnehmer-
zahl im Sinne von Nr. 3.5.1 erreichen. Wird diese 
Mindestteilnehmerzahl an einer Schule von meh-
reren gebundenen Ganztagsklassen nicht erreicht, 
bestimmt sich die Zahl der geförderten Gruppen 
nach Nr. 3.5.1.

3.2 Personal

Die Bildungs- und Betreuungsangebote müssen 
von einer Lehrkraft oder sonstigen pädagogischen 
Fachkraft (z. B. Erzieher, Sozialpädagoge) geleitet 
werden. Der Schulträger bzw. Kooperationspartner 
hat dafür Sorge zu tragen, dass das in den offe-
nen Ganztagsangeboten eingesetzte Personal die 
Gewähr für einen angemessenen Umgang mit den 
Schülerinnen und Schülern bietet und über die 

Bildungs- und Betreuungsangebot erforderliche 
pädagogische und fachliche Kompetenz verfügt. 
Die Bestimmungen zur Vorlage eines erweiterten 
Führungszeugnisses nach § 30a BZRG sind zu be-
achten. Im Übrigen entscheiden Schulleitung und 
Schulträger bzw. Kooperationspartner nach dem 

-

Personals.

3.3 Zuwendung

-
gabe der Nr. 3.5 gebildete Gruppe im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel Zuwendungen für 
den Personalaufwand in Form eines Festbetrages. 

die offenen Ganztagsangebote an

Mittelschulen 21.500 €

Förderschulen6) 25.000 €

Realschulen, Wirtschaftsschulen, 
Gymnasien

18.000 €

3.3.2 Die Zuwendung wird ausschließlich für den Perso-
nalaufwand für die Bildungs- und Betreuungsan-
gebote im Rahmen der offenen Ganztagsangebote 
gewährt. Die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung ist gegenüber der Bewilligungsbehörde nach-
zuweisen.

3.3.3 Der durch die Einrichtung und den Betrieb der 
offenen Ganztagsangebote anfallende zusätzliche 

tragen.

durch den Freistaat nach Nr. 3.3.1 ist bereits ein 
-

6) gemäß Nr. 1.6



KWMBl Nr. 15/2013254

3.3.5 Soweit dem Schulträger staatliche Lehrkräfte zu-

und pädagogischem Konzept auch Lehrerwochen-
stunden dieser Lehrkräfte in die Bildungs- und Be-
treuungsangebote der offenen Ganztagsangebote 
eingebracht werden. Die Zahl der eingebrachten 
Lehrerwochenstunden ist bei der Antragstellung 

sich um den Gegenwert dieser Lehrerwochen-
stunden (bei Mittelschulen um 1.708 €, bei För-
derschulen7) um 2.000 € und bei Realschulen, 

Lehrerwochenstunde). Dabei entspricht ein Ein-
satz für Betreuungsangebote in den offenen Ganz-
tagsangeboten im Umfang von 90 Minuten einer 

3.4 Anmeldung und Teilnahme

3.4.1 Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren 
Erziehungsberechtigten für das offene Ganz-

-
res bei der Schulleitung angemeldet. Die Anmel-

Übri gen wird das Verfahren von Schulleitung und 
Schulträger in eigener Verantwortung festgelegt.

3.4.2 Anmeldung und Teilnahme an dem offenen Ganz-
tagsangebot müssen mindestens für zwei Nach-
mittage und damit zugleich im Umfang von sechs 
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfüllung dieser 

-

3.4.3 Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3 

beigefügten Muster erfolgen.

3.4.4 Für die Schülerinnen und Schüler besteht im Um-
fang der Anmeldung Anwesenheits- und Teilnah-

3.5 Schülerinnen und Schüler und Gruppen

zur Verfügung gestellt. Die Zahl der Gruppen 
bestimmt sich nach der Zahl der angemeldeten 
und teilnehmenden Schülerinnen und Schüler. 
Die Mindestanzahl für die Bildung eines offenen 
Ganztagsangebotes beträgt an Mittelschulen, 
 Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien 
14 Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung der 

erfolgt für diese Schularten anhand folgender 
 Tabelle:

Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

14 25 1

26 45 2

46 65 3

Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

66 85 4

86 105 5

106 125 6

126 145 7

146 165 8

166 185 9

186 205 10

Die Mindestanzahl für die Bildung eines offenen 
Ganztagsangebotes beträgt an Förderschulen8) 
acht Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung 

-
lerzahl erfolgt für diese Schulart anhand folgender 
Tabelle:

Zahl der Schüler

Gruppenvon

(Mindestzahl)

bis

(Höchstzahl)

8 15 1

16 31 2

32 47 3

48 63 4

64 79 5

80 95 6

96 111 7

112 127 8

128 143 9

144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl 
der Gruppen ist unzulässig. Bei der Bestimmung 

Förderschwerpunkts abgestellt werden, wenn diese 
unter 15 Schülerinnen und Schülern liegt. Maß-

-
schwerpunkt geltenden allgemeinen Bestimmun-
gen zur Klassenbildung.

3.5.2 Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient 
der Bemessung der staatlichen Zuwendung. Für 

-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon 
abweichende Größe und Aufteilung der Gruppen 
festgelegt werden.

3.5.3 Eine Schülerin bzw. ein Schüler wird bei der Be-
stimmung der Gruppenzahl berücksichtigt, wenn 
sie bzw. er mindestens zwölf Wochenstunden an 

-
unterricht am Nachmittag kann darin einberech-
net werden. Auch Schülerinnen und Schüler, die 
mehr als zwölf Wochenstunden teilnehmen, wer-
den nur im Umfang von zwölf Wochenstunden 
berücksichtigt und erhöhen darüber hinaus durch 

7) gemäß Nr. 1.6 8) gemäß Nr. 1.6
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ihre zusätzlich gebuchten Wochenstunden nicht 
die für die Gruppenbildung maßgebliche Schüler-
zahl.

3.5.4 Die Zeiten mehrerer Schülerinnen und Schüler, 

dem offenen Ganztagsangebot teilnehmen, kön-

am Nachmittag kann darin einberechnet werden. 
Die Summe dieser Betreuungszeiten wird durch 
zwölf dividiert. Der sich daraus ergebende Wert 
wird als zusätzliche Schülerzahl neben den nach 
Nr. 3.5.3 zu berücksichtigenden Schülerinnen und 
Schülern bei der Feststellung der Gruppenzahl 
einbezogen. Zahlen mit Dezimalstellen sind auf 
die nächst  höhere ganze Zahl aufzurunden. Die 

3.6 Teilnehmerbeitrag

Für offene Ganztagsangebote können an kommu-
nalen Schulen und Schulen in freier Trägerschaft 
Teilnehmerbeiträge von den Erziehungsberechtig-
ten erhoben werden. Die Teilnehmerbeiträge sollen 
nach Art und Umfang der Inanspruchnahme der 
Angebote bemessen und nach sozialen Gesichts-
punkten gestaffelt sein.

3.7 Räumlichkeiten

Für die offenen Ganztagsangebote müssen geeig-
nete Räume in ausreichender Zahl und Größe zur 
Verfügung stehen. Die offenen Ganztagsangebote 

die sich in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule 

3.8 Antragsverfahren

3.8.1 Der Antrag auf Zuwendung für ein offenes Ganz-

ist von der Schulleitung vorzubereiten. Der Antrag 
10. Juni für 

über die Staatlichen Schulämter bzw. bei Real-
schulen und Gymnasien über die Dienststellen der 
Ministerialbeauftragten, bei Wirtschaftsschulen 
und  Förderschulen9) direkt – bei der zuständigen 
 Regierung zu stellen. Für den Antrag ist das Form-
blatt der ANLAGE 4 zu verwenden. Dem Antrag 
ist der in ANLAGE 5 beigefügte Meldebogen der 
Schule beizulegen.

3.8.2 Die Zuwendung für das offene Ganztagsangebot 
-

willigt. Die Bewilligung kann ganz oder teilweise 
widerrufen werden, wenn die für die genehmigte 
Gruppenzahl erforderliche Mindestzahl von Schü-

dauerhaft unterschritten wird. Der Bewilligungs-
bescheid kann auch bei Wegfall von Zuwendungs-
voraussetzungen gemäß Nr. 3.1.2 widerrufen wer-
den.

-
ten der Schulaufsicht sind in Ausübung ihrer all-
gemeinen schulaufsichtlichen Befugnisse insbe-

sondere berechtigt, selbst oder durch Vertreter die 
Durchführung der Förderung und Betreuung vor 
Ort, die Teilnahme der gemeldeten Schülerinnen 
und Schüler sowie die Angaben im Antrag insbe-
sondere auch durch Kontrollen an den Schulen zu 
überprüfen.

4. Schlussbestimmungen

4.1 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. August 2013 in Kraft. Mit Ablauf des 31. Juli 
2013 tritt die Bekanntmachung des Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus zur offenen 
Ganztagsschule für Schülerinnen und Schüler 
der Jahrgangsstufen 5 bis 10 an staatlichen Schu-
len, kommunalen Schulen und Schulen in freier 
Trägerschaft vom 21. April 2010 (KWMBl S. 154) 
außer Kraft.

4.2 Anlagen

Die genannten Anlagen sind nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht. Sie sind auf der Homepage des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus  unter 
dem Pfad http://www.km.bayern.de/ministerium/
schule-und-ausbildung/ganztagsschule.html ver-
fügbar.

Dr. Peter Mü l l e r  
Ministerialdirektor

2230.1.1.0-UK

Krisenintervention an Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  

für Unterricht und Kultus

vom 10. Juli 2013 Az.: III.6-5 S 4305.20-6a.77 680

1. Zusammenfassung von Grundsätzen zur Sicherheit 

an Schulen

1.1 Allgemeines

Ereignisse an Schulen wie ein schwerer Unfall, ein 
plötzlicher (Unfall-)Tod von Schülerinnen und Schü-
lern oder Lehrkräften, ein Suizidversuch oder Sui-
zid, Amok- und Gewaltdrohungen sowie Amok- und 
 Gewalttaten erfordern besondere Maßnahmen der 
 Prävention und Intervention, um die Handlungsfähig-
keit der Schule zu gewährleisten und eine gesundheit-
liche Schädigung von Lehrkräften, Schülerinnen und 
Schülern und weiteren Mitgliedern der Schulgemein-
schaft so weit wie möglich zu vermeiden.

1.2 Aufgaben

Jede staatliche Schule hat wie bisher die Aufgabe, in 
Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten in 
Zusammenarbeit mit dem Schulaufwandsträger und 
der Polizei ein Sicherheitskonzept, das sicherheits-
technische Maßnahmen und Verhaltenshinweise bei 
Gefahrenlagen einschließt, zu entwickeln und konti-
nuierlich zu aktualisieren. Jede Schule nimmt hierzu 
mit der Polizei Kontakt auf und lässt sich bei der Erstel-
lung ihres Sicherheitskonzepts unterstützen. Über die 9) gemäß Nr. 1.6


